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IVlenscheiirechte - 
Armutsbekämpfung - 
Umweltschutz 
P^ölfThesenderCDUzur 
^ntWicklungszusammenarbeit der 90er Jahre 

y^fbauend auf den vom christlichen Menschenbild und der 
^ütwortung für die Schöpfung ausgehenden Grundsätzen und 
*P ? der CDU hat der Bundesfachausschuß 
^J^icklungspolitik" zwölf Forderungen und Thesen für die 

':lvv»cklungszusanimenarbeit der 90er Jahre erarbeitet, durch die 
f «ndlegende Erfahrungen und Überlegungen vor allem in 
jv|ei»den Bereichen stärker umgesetzt werden sollen: 
' lenschenrechte — Armutsbekämpfung — Umweltschutz." 

Jfele und Grundsätze der 
^twicklungspolitik der CDU 
VeraCDU hat sich auf ihrem 36. Parteitag 1988 in Wiesbaden zur 
Men lu 0rtun8 für wirtschaftliche Entwicklung, soziale Gerechtigkeit und 
Ehrenrechte in der Welt bekannt. Für die Zusammenarbeit mit den 
Grun^ungsländern hat sie dabei insbesondere folgende Ziele und 
|    Qsätze hervorgehoben: 
| K

nternationale Solidarität im Kampf gegen Hunger und Armut; 
Mltwirkungsmöglichkeiten für alle Bürger am Entwicklungsprozeß; 
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dn^Ä^Ä^ M«ns,chenr<*hte, Verwirklichung von Demokratie»1"1 

*E£$2£2$gSl      e-die wirtschaft,iche und «** 
• Hilfe zur Selbsthilfe als Grundprinzip; 

FoSSfdlma A*1"1!?' Ernähyungssicherung aus eigener Kraft, Aus- «^ 
n^H w-   g,n •ha tu"g der natürhchen Lebensgrundlagen und Förderung 
KauÄhXSr6 S°Wie StärkUn8 de^selIschaftlichen Rolle der 

^rInÄHchung finer lei?ungsfähigen, sozial und ökologisch 
verpflichteten, marktwirtschaftlichen Weltwirtschaftsordnung; 

"SSfr beSSeren Integration der Entwicklungsländer in die 

• Beseitigung von Protektionismus und Dauersubventionen um den 
Entwicklungsländern faire Exportchancen zu eröffnen; 

• Maßnahmen zur Lösung der internationalen Verschuldungskrise; 
• Ausbau einer gemeinsamen, stärker weltweit ausgerichteten 
Entwicklungspohtik der Europäischen Gemeinschaft 

fwS dCr VOn d.cr
JV

nion geführten Bundesregierung befindet sich in 
Übereinstimmung mit diesen Zielen und Grundsätzen. So hat sie 
fu^Smen Fnt X0"j<*la*!n des Wiesbadener Beschlusses un er andere* 
für die armen Entwicklungsländer weitere Schuldenerleichterungen 
eingeleitet sowie die Konditionen für die finanzielle 

h^^SZUlamT^e'n verbessert- Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl 
hat international wichtige Impulse für die Bewältigung globaler 

undÄT 8iTbCn' S° Z- B- auf den Weltwi8
rtscL8ftsgipfeln in Tof**0 

und Paris und der Jahrestagung von IWF und Weltbank in Berlin Alle 
Klu"S*Pf°J^e der Bundesregierung werden auf ihre 
Umweltvertraghchkeit überprüft. Für die Erhaltung des tropischen 
Regenwaldes wurden zusätzliche Mittel bereitgestellt     lFOpiSCnen 

Die Entwicklungspolitik der 90er Jahre benötigt - 
aufbauend auf den Erfahrungen der 70er und 80er J*We 

- einen neuen Anstoß und eine neue Qualität 
Die CDU geht von folgenden grundlegenden Erfahrungen und Überlegung 
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üb nSere Verantwortung für die Schöpfung verpflichtet uns, die natürlichen 
Ent??s8nindlagen zu erhalten. Dies muß auch wesentlicher Inhalt der 
£er^!.cklungspolitik werden. Wenn das weltweite Bevölkerungswachstum, die 
Vei 0rung des tropischen Regenwaldes, die Auswirkungen des zunehmenden 
ne °r.auchs von Energie und des Einsatzes chemischer Stoffe — mit ihren 
licht       Auswirkungen auf Luft, Klima, Böden und Wasserhaushalt — 
Hi ?nter Kontrolle gebracht werden, ist die zukünftige Existenz der 
2 cksalsgemeinschaft Menschheit in Frage gestellt. 
%ntwicklunS braucht geeignete Rahmenbedingungen, die 
Sei K  ftsP<>litisch sachgerecht sind, die soziale Erfordernisse und kulturelle 
SpS enheiten berücksichtigen, der Verantwortung des einzelnen genügend 
%e k m lassen und P°htische Stabilität ermöglichen. Besonders wichtige 

§aben in diesem Zusammenhang sind unter anderem: 
^!e Menschen durch ein besseres Gesundheits- und Ausbildungswesen in 

|e Lage zu versetzen, ihre schöpferischen Kräfte zu entfalten; 

|e Voraussetzungen für funktionierende Märkte zu schaffen; 
yle Entwicklungsländer bei der Herstellung der infrastrukturellen 

Aussetzungen für Entwicklung zu unterstützen; 
im°5uktive Private Initiativen, auch ohne Zwischenschaltung des Staates 
fft ?ntwicklungsland, in allen für die Entwicklung wichtigen Bereichen zu 
°rdern; 

^. le Strukturanpassung in den Entwicklungsländern zu unterstützen. 

Cn6 Aufgaben haben angesichts der Erfahrungen mit der Schuldenkrise ein 
3 °nderes Gewicht. 
ver«^ w°nen unsere Anstrengungen, die Armut wirksamer zu bekämpfen, 

Wi     en- 
so?s.Cnaftspolitisch unvermeidbare Strukturanpassungen müssen durch 
stah-r Maßnahmen ergänzt werden, damit demokratische politische 
Mrk       8ewahrt bleibt. Diese Erkenntnis eröffnet die Chance zu einer 
si *sameren Entwicklungspolitik im Bereich der Armutsbekämpfung. Dabei 
Ent 

s.0z»ale Ziele, die aktive Beteiligung breiter Bevölkerungsschichten am 
niite- lcklungsprozeß und die Gewährleistung der Menschenrechte untrennbar 
4%w 

ander verbunden. 
K0oJJ. Müssen eine stärkere internationale Zusammenarbeit und 
£.    ^nieriing erreichen. 

nerseits haben sich die Länder Afrikas, Asiens und Lateinamerikas so 
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unterschiedlich entwickelt, daß neue, international abgestimmte 
landerspezifische Entwicklungshilfestrategien notwendig sind Andererseits 
haben Entwicklungsaufgaben in den Bereichen Bevölkerungswachstum,   , 
Umwelt, Technologie und Kommunikation immer mehr globalen CharaW*' 
und weltweite Rahmenbedingungen, wie die Handels- und Agrarpolitik, 
bestimmen immer stärker die Entwicklungschancen einzelner Länder. 

Wirksame Entwicklungszusammenarbeit verlangt deshalb immer mehr 
Abstimmung zwischen dem Empfängerland und den Gebern Die 
multilaterale Entwicklungszusammenarbeit muß effizienter organisiert 
werden. Ein langfristiges Konzept der Lastenteilung zwischen 
Industrieländern und Entwicklungsländern sowie innerhalb der 
internationalen Gebergemeinschaft ist erforderlich. 

Die internationale Entwicklungszusammenarbeit muß auch den ihr 
möglichen Beitrag leisten, um destabilisierende Faktoren in den 
Entwicklungsländern zu bekämpfen. 

So zerstört z. B. der Rauschgifthandel in einer zunehmenden Zahl von      .vß 
Entwicklungslandern die Chancen für eine gesunde Entwicklung. Alternativ 
Einkommens- und Exportmöglichkeiten, die neu zu schaffen sind, können * 
wichtiger Beitrag der Entwicklungszusammenarbeit für ein Gesamtkonzep1 

der Rauschgiftbekämpfung sein. 

Menschenrechte - Armutsbekämpfung - Umweltschutz 
Zwölf Thesen 
zur Entwicklungszusammenarbeit der 90er Jahre 
l'rErtwicklun8Szusam,ne,iarbeit muß erstarkt die Demokratie in den Länder" 
Afrikas, Asiens und Lateinamerikas fördern. 

Demokratie und Entwicklung stehen in engem Zusammenhang. Die 
Einhaltung demokratischer Spielregeln allein garantiert zwar noch nicht 
Entwicklung; aber ohne Demokratie ist langfristig Entwicklung nicht 
möglich. e 

Demokratie ist die politische Ordnung, in der die Menschenrechte 
verwirklicht werden. Demokratie verlangt nicht nur die Gewährleistung <>ef 

politischen Grund- und Freiheitsrechte, sie ist auf Dauer nur dann -M 
lebensfähig, wenn die Befreiung der Menschen „von Furcht und Not" t&f 
wird und auch die wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Menschenrec&1 

verwirklicht werden. 
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So!!-lSche Freiheit fördert wirtschaftliche und soziale Entscheidungsfreiheit 
kuu   ^eativität - die Voraussetzung für erfolgreiches wirtschaftliches, 
«in w"elles und gesellschaftliches Handeln. Die in ihr liegende Dynamik ist 

Wesenselement demokratischer Struktur. 

Hntf dier demokratische Rechtsstaat sichert auch den inneren Frieden, der zur 
ltaltung aller schöpferischen Kräfte notwendig ist. 

setlt breit angelegte, selbsttragende wirtschaftliche und soziale Entwicklung 
*Ve-lne aktive Beteiligung der Bevölkerung voraus. Eine solche 
8e* u1 pation breiter Bevölkerungsschichten am wirtschaftlichen und 

'e,Ischaftlichen Leben führt - wie die geschichtliche Erfahrung zeigt - 
ge^gsläufig zur Forderung, die politischen Grund- und Freiheitsrechte zu 

b^ Entwicklungszusammenarbeit, die dazu beiträgt, die absolute Armut zu 
Wj^Pfen und die Grundbedürfnisse der Menschen zu befriedigen, ist ein 
jyj ntlger Beitrag zur Sicherung der sozialen und wirtschaftlichen 
{Lns.chenrechte. Darüber hinaus kann und sollte 
Un

lWlcklungszusammenarbeit verstärkt den Aufbau von Strukturen 
j  lerstützen, die nicht nur die Entwicklungsanstrengungen wirksamer werden 
£n:en und die Nachhaltigkeit des wirtschaftlichen und sozialen 
gl^cklungsprozesses fördern, sondern auch die Demokratie stärken. Hierzu 

0ren insbesondere: 
" iutive Beteiligung der betroffenen Bevölkerungsgruppen bei allen 

Maßnahmen der entwicklungspolitischen Zusammenarbeit; 
" Jj^terstützung von „institution building" im Bereich der Selbstorganisation 
ier Gesellschaft (Gewerkschaften, Unternehmer- und Bauernverbände, 
Genossenschaften, Handwerkskammern usw.); 

" S^stützung von Dezentralisierung (insbesondere von kommunaler 
Selbstverwaltung), Deregulierung und Privatisierung; 

eratung beim Ausbau des Rechtssystems; 
" neratung beim Aufbau wirksamer und gerechter Steuer-, Finanz- und 

öankensysteme. 
^J dieser Förderung demokratischer Strukturen sollte die Bundesregierung 
Q  gesellschaftlichen Gruppen im eigenen Land (wie z. B. Parteien, 
a^fkschaften, Unternehmer, Bauern, Umweltverbände) und Institutionen 
k'icht    -chaft und Wissenschaft sowie mit entwicklungspohtischen 

lregierungsorganisationen zusammenarbeiten. 
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B^S^TBP°,lflBChe Zusammenarbeit muß die Maßnahmen zur 
dw^ÄlfÄT verstärken. Dabei soll die ArmutsbekämpW 
durch Hilfe zur Selbsthilfe besondere Unterstützung finden. 

ÄS:SS£^• *a« vie-e Ursachen und 

- die ländliche Entwicklung wird vernachlässigt; 

~ eMgS; WaChSen Sprunghaft> die Wohnverhältnisse sind oft 

- natürliche Ressourcen werden zerstört; 
- es fehlt an Arbeitsplätzen; 

- Ausbildung, Ernährungs- und Gesundheitszustand sind schlecht; 
- mfrastrukturelle Voraussetzungen (Trinkwasser, Elektrizität 

\ erkehrsmittel und -wege) reichen nicht aus; eKUlzliat' 

- die private Initiative, insbesondere im informellen Sektor, wird behindert: 

~ En^Z^o^J!« h°heS Bevölk-^wachstum 

^utebSÄ1! hab •n Viele Regierung• ^r Entwicklungsländer der 
ÄhÄg T KT" 

8Tngen Stelle•ert eingeräumt Sie haben 
Jnn.J     ,v    l     Armutsbekämpfung aus Furcht vor Veränderungen des 
innenpolitischen Gesellschafts- und Machtgefüges häufig nicht Äsend 
Bevölkerung «"^ Entwicklungszuslmm^narbelttt dL Irmsfen 
Bevolkerungsgruppen nur begrenzt direkt erreicht. 

Der Abbau der Massenarmut in der Dritten Welt ist möglich wenn die arme" 

Arme ktonT^T ^ ^uktiv tätig Werden kSÄS absolut Arme können etwas fur sich selbst tun, wenn sie arbeitsfähig sind und wenn 
rf\IM7 T" GuSelschaften Rahmenbedingungen schaffen innerhalb derer 
"Ttf »^kreativen Kräfte entfalten können. Daher ist es für unsere 
bilaterale Entwicklungszusammenarbeit von besonderer Bedeutung : 
- einen Politikdialog mit den Nehmerländern zu führen und sie bezüglich. 

dtoÄÄ 
" GwÄif ^ärmeren Bevölkerungsschichten zu Ausbildung, 

Wnhnnnai ' V•*••**•* und -entsorgung, Elektrizität, billigen 
Wohnungen und Grundnahrungsmitteln zu verbessern; 
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P.r°duktive Einkommensmöglichkeiten zu schaffen, wie z. B. Zugang zu 
J^editen, Schaffung von Arbeitsplätzen, Förderung der Privatinitiative 
wich größerer Spielraum für den informellen Sektor) oder Verbesserung 

er Vermarktungsmöglichkeiten und der Verkehrsstruktur; 
^ ^0r allem aber auch Selbsthilfeorganisationen und Selbsthilfeinitiativen 

erstarkt zu unterstützen. 
Hin ^rmen müssen in die Lage versetzt werden, eigene Organisationen und 
eje r,chtungen aufzubauen, die ihre Anstrengungen fördern und zu 
©Verantworteten Selbsthilfesystemen heranwachsen. Dabei muß es den 
efl^egierungsorganisationen hier und in den Entwicklungsländern 

lcntert werden, zu kooperieren, 
semitischen Dialog mit den Regierungen der Entwicklungsländer soll auf 
E°s Viilfefördernde Rahmenbedingungen hingewirkt werden, staatliche 
förJ,Wlcklungszusammenarbeit soll die Selbsthilfe der Armen ergänzend 

3.ry 
"line   Ent^icklungschancen einer Vielzahl von Ländern hängen davon ab, ob es 
|.   n gelingt, das Bevölkerungswachstum zu verringern. 
bji?bevölkerung, Armut und Umweltzerstörung in den Entwicklungsländern 
ra^

n einen Zusammenhang. Armut ist eine der wesentlichen Ursachen des 
P1(1en Bevölkerungswachstums in der Dritten Welt. 

aUsoGu fanren> dJe von einer ungebrochenen Bevölkerungsexplosion 
Wa 8K

enen, werden auch in der Dritten Welt zunehmend erkannt. Eine 
Bev?fende Zahl von Regierungen ist bereit, Maßnahmen zur Begrenzung des 
de Y^erungswachstums durchzuführen. Die Unterstützung, die sie dabei von 
^   lndustrieländern erhalten, ist jedoch völlig unzureichend. 
ve[! f?rdern die Bundesregierung auf, sich international und bilateral 
jj stärkt für eine Zusammenarbeit mit den Entwicklungsländern zur 
^.Fenzung des Bevölkerungswachstums einzusetzen. Dabei müssen folgende 

erien berücksichtigt werden: 
j^aßnahmen der Familienplanung sollen nicht isoliert, sondern im 
Rahmen von integrierten Programmen zur Verbesserung der allgemeinen 
he°ensbedingungen (z. B. in den Bereichen Gesundheit, Bildung, 

Besserung der sozialen Stellung der Frau) gefördert werden. 
Jpiese Maßnahmen müssen die jeweiligen kulturellen und religiösen 
jaditionen berücksichtigen; Zwangsmaßnahmen dürfen nicht unterstützt 
werden. 
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tSSSSEff" ?T2enS,,lle R0,le im Entwicklungsprozeß. Ihre politische, 
ÄÄ2* Ste,,»"5 in den Gesellschaften der Dritten Welt muß 
gestärkt und durch Frauenforderungsmaßnahmen wirksam verbessert werden- 

ÄKwSfift11, ^^"nnnierung und Benachteiligung prägen den Alltag vo* 
Millionen Frauen in den Entwicklungsländern. Gerade sie tragen aber eine 
g£ffj im Entwicklungsprozeß. Nicht nur Ämter und 
«Zrinr       AU 

Kjnder' SOndern auch in der Landwirtschaft, im Handel 
Familie* ulfd ÄSST * *" **"« entScheidend ^ da* Wohl von 

hÜfffi Erk
c
ermtnisse sind bisher vernachlässigt worden. Künftig muß jed°ch 

bei allen Entwicklungsprojekten die Rolle der Frau stärker beichtet werden- 
Darüber hinaus ist es notwendig: 

— die Grundbildung von Frauen zu verbessern; 

~ l^^°^^^kGiten fÜr FraUen - auch in nichttraditionell^ 

~ zu^?rbeUs"erhneitSfÜrSOr8e "^ ^ Ernahrun8 vom frühen Mädchenalter«" 

~ ^nP^SLvifdC•ng-der. Ei8eninitiative der Frauen, vor allem durch 
eigene Selbsthilfeorgamsationen in produktiven Bereichen durchzuführen' 

- Maßnahmen zu ergreifen, die die soziale Stellung und die 
Menschenrechtssituation der Frauen verbessern; 

— Familienplanungsleistungen zu ermöglichen; 

- Maßnahmen zur Stärkung von Frauenorganisationen in 
Entwicklungsländern sowie die Zusammenarbeit von Familien- und 
Oro3aniSaK0nen m Entwicklungsländern und entsprechenden 
Organisationen bei uns zu fördern. 

Hilfe zur Selbsthilfe erfordert, daß sich auch die schöpferischen Fähigkeiten 

?nÄCn Ung?mduert emfalten können- Daher sind Frauen an allen 
entwicklungspohtischen Maßnahmen von Anfang an zu beteiligen. 

WilniriCkJU^gSp0,itiSCh,e Zusammenarbeit bedeutet nicht nur Transfer von 
RJÜZ       F'nanzm,tteln sondern auch kulturellen Dialog zur beiderseitige" 
Bere.cherung. Kultur ist die kreative Stütze des Entwicklungsprozesses. 

n^JülTfC Di?)°8 "? Entwicklungsländern sollte getragen sein von der 
kultu eilen F^r r^" *f m*r Kulturen und •• Respekt vor der kulturellen Eigenständigkeit des jeweiligen Partners. 
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Ab- U!turelle Dialog mit Entwicklungsländern und die Förderung kultureller 
PortVltäten in diesen Staaten setzen ein differenziertes Vorgehen voraus. 
Iie?

chrittliche und eher traditionell geprägte Gruppen sollten gleichrangig 
der ft sicntigt werden. Wichtige Ansprechpartner sind solche Personen, die in 
MultUndesrePublik Deutschland eine Ausbildung erhalten haben, da sie als 

llPlikatoren in ihrem Lande wirken könnten. 

{inhaltliche Gestaltung des kulturellen Dialogs läßt sich nicht einheitlich 
be.'

e§en. Hier spielen regionalspezifische Traditionen und Interessen eine 
^ hütende Rolle. Weltweit einen besonderen Stellenwert sollten jedoch die 
,   mei* „Kreativität und Erziehung" sowie „Kultur und Umwelt" besitzen. 

^ül?ie I^reativität in landesangemessener Weise zu fördern, sollten auch 
der &elle Projekte" im engeren Sinne wie Musik- und Kunsthochschulen, 
bar?.au von Kulturhäusern (für museale, theatralische und musikalische 

Dietungen) gefördert werden, dies allerdings vorrangig in Provinzstädten. 

'iterC **.ewanrung der Schöpfung muß einen zentralen Stellenwert in der 
.    Nationalen Entwicklungszusammenarbeit erhalten. 

^moStrie~ und Entwicklungsländer bedrohen gegenwärtig durch ihren 
M(Jan8 "üt den natürlichen Lebensgrundlagen das Überleben der 

C heit- ein   end in den Industrieländern des Westens ein Umdenkungsprozeß 
Ent^

etzt hat, geht weltweit — insbesondere in sozialistischen und 
fcodp^ungsländern — die Zerstörung weiter: Der Verlust an 
v0ri Fruchtbarkeit, Versteppung und Wüstenbildung, Schadstoffbelastung 
krnäh   Ser und Luft nenmen enorm zu. Das Klimagleichgewicht und die 

nrungsbasis werden so immer stärker gefährdet. 
eige^

eltschäden müssen sowohl durch konsequentes Handeln im jeweils 
abgpi5n Einflußbereich als auch im Rahmen weltweiter Koordination 
^ntw-u1 Werden. Die ökologischen Auswirkungen aller 
L„cklungsvorhaben müssen künftig das entscheidende 
ökon eilun8skriterium sein, denn ohne ökologische Verträglichkeit bleibt auch 
u...  °misches Wachstum eine Selbsttäuschung. 
tecu^er,(1 jedoch die Industrieländer über die finanziellen und 
EntvJ.°logischen Mittel für eine umfassende Umweltpolitik verfügen, sind die 
^vftu? lun8sländer angesichts der Zusammenhänge von 
Unt"

lkeningswachstum, Armut, Umweltzerstörung und Verschuldung auf die 
Stützung durch die Industrieländer angewiesen. Viele Menschen der 
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Slrieh^n^""I" "Ur • UiCh ^frfctige, umweltzerstörende Maßnahm*1 

!?*!; dadurch vermindern sie die Uberlebenschancen der 
nachfolgenden Generationen. 

Die Schöpfung zu erhalten muß wesentlicher Bestandteil der 
Fri!^     TZiUTSammena?eit werden'In Übereinstimmung mit der 
forfS rnn•6^1^6^ von Den Haa* vom »• ^ ,989 
fordert die CDU zur Bekämpfung der Umweltprobleme: 
- neue völkerrechtliche Grundsätze; 

- neue wirksame Entscheidungs- und Durchsetzungsmechanismen; 

~ w?rTrrndi8MfiRanKie,Ie Grundlagen z" schaffen, sowohl für weltweit 
SrÄ&St" Unterstützung der Umweltpolitik 

Darüber hinaus kommt es darauf an:" 

- besonders in den ökologisch gefährdeten Regionen das Umweltbewußt^" 
fim    iJlS<5-en ZU Starken' damit sie se,bst zu Sachwaltern verbesserter Umweltbedingungen werden; 

" fn%YtSZtP0UtArn d6n Entwick^ngsländern durch entsprechende ,t 
Institutionen und Gesetze zu verankern, da Einflußnahme von außen t*& 
als „Okoimperiahsmus" abgelehnt wird; 

~ Sr Proble
K
mregio"en (z. B. tropische Regenwaldgebiete) vermehrt Mittel 

Bel^eruZ^ Ube•Chu«8 «nd für Projekte zum Auffangen des 
Bevolkerungs- und Nutzungsdruckes bereitzustellen; 

" innb??mn£ei^ v de!" in*rnationalen Zusammenarbeit den Zusammenhat 
von Umwelt, Verschuldung und Entwicklung zu berücksichtigen. 

Die Maßnahmen zum Schutz der Umwelt dürfen nicht zu Lasten anderer 
S  uk u8re/nnC

flt
WerpUnKte "ft Armut^ekämpfung oder Unterstützung zur 

2S3TO fmanziei,en Mittel müssen 

LhiC iniernation.a,e Schuldenstrategie muß weiterentwickelt werden. Sie *•>* 
insbesondere zu einer nachhaltigen Verminderung der Schuldenlast führen, <** 
die viele Lander der Dritten Welt keine Chancen zur Entwicklung haben. 

Für die hochverschuldeten Länder führen Schuldendienst und 
Anpassungsmaßnahmen zu einer einschneidenden Verringerung von 
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jur,g   u°nen und Sozialausgaben. Besonders in Lateinamerika sind die 
Mise   öemokratien infolge der anhaltenden wirtschaftlichen und sozialen 
in ^ reLbedroht. Die afrikanischen Schuldnerstaaten sind nicht einmal mehr 
ert)ri

r La8e, die vereinbarten Eigenleistungen für die Entwicklungsprojekte zu 
lngen. 

£ehat-sicn Steigt, daß in den armen Entwicklungsländern, die in absehbarer 
könn

niCnt durch wettbewerbsfähige Exporte ausreichende Devisen verdienen 
Entv n£ die ~~ weitgehend — öffentliche Verschuldung im Kern ein 
AnDa

lclclungsproblem ist, das nicht durch kurzfristige 
dü£r^ungsmaßnahmen gelöst werden kann. Die Verschuldung muß deshalb 
Sif '  • Zusammenwirken von wirtschaftspolitischen Reformen und 

6 ästiger Entwicklungsfinanzierung angegangen werden. 

Ent Jegenüber muß sich die Schuldenstrategie bei den fortgeschritteneren 
Huld     ngslandern auf wirtschaftspolitische Reformen, Verringerung der 
Und vjenlast — insbesondere des Schuldendienstes, um Neuinvestitionen 
Kre^chstum zu ermöglichen — sowie die Wiederherstellung der 
^Hp ltWurdigkeit konzentrieren. Bisher sind durchgreifende Erfolge von 
Politi

SsJJngsmaßnahmen auch deshalb nicht erzielt worden, weil die 
ihrer pVen und wirtschaftlichen Eliten nicht zu einem substantiellen Abbau 
Ref0ry

lvi,egien und zur Rückführung von Fluchtkapital bereit waren und 
s°2ial   maßnanmen ~~ auch aus Furcnt vor politischer Instabilität wegen der 
eine jen Härten für breite Bevölkerungsschichten — nicht konsequent über 

angen Zeitraum durchführten. 

Entst ?sicht> daß Schuldner und Gläubiger Verantwortung für die 
beitra    

n8 der Schuldenkrise tragen und daher gemeinsam zu ihrer Lösung 
Schui§en müssen, hat sich durchgesetzt, ebenso die Erfahrung, daß eine 
Krisp, e.nreduktion onne Reformen im wirtschaftspoJitischen Bereich die 

Situation nicht löst. 

Enf^^er den armen Entwicklungsländern ist eine Politik der 
^Übe - Ungsfinanzierung notwendig, die die Verschuldung wesentlich 
v0n ^eksichtigt. Den armen, reformwilligen afrikanischen Ländern wurden 
erlae en bilateralen Gebern weitgehend die Entwicklungshilfeschulden 
^i tj   ' neue Entwicklungshilfe als Zuschuß gegeben und Erleichterungen 
Und a^

Sc.nu^ungen eingeräumt. Diese Politik sollte auf lateinamerikanische 
Fina 

S|.atische arme Länder ausgeweitet werden. Die internationalen 
^np^erungsinstitutionen sollten sich — soweit wie möglich — dieser Politik 

11 



CDU-Dokumentation 11/1990 

"eprn fme Fortentwicklung der internationalen Schuldenstrategie, *e 

auch die Probleme der kommerziell hochverschuldeten Länder und den 
h^tT•e£- a"|zw,?Shen Verschuldung, Entwicklung und Umwelt        a ,ie 
SfÄ' Sch« denerlaßregelungen müssen so ausgerichtet sein, daßd'e 

armen Bevolkerungskreise Nutzen daraus ziehen können. 

Maßnahm1ntZdineeine Schuldenstrate«ie und entsprechende internationale 

- die Wirtschaftskraft der hochverschuldeten Länder stärken und ihnen so 
durch eine tragfähige Entwicklung den Schuldendienst erleichtern; 

- den spezifischen Gegebenheiten der einzelnen Länder durch eine Rege,üf,g 

von Fall zu Fall gerecht werden; 

- bei der Festlegung der unverzichtbaren Konditionalität die gesamten 
Entwicklungserfordernisse, insbesondere die Auswirkungen auf 
Wirtschaftswachstum, Umwelt und soziale Lage der breiten Bevölkernd 
berücksichtigen; 

- den Schuldenrückkauf und die Schuldenumwandlung zu 
Sekundarmarktpreisen fördern; 

- zu einer Harmonisierung der nationalen Gesetzgebung in den 
Gläubigerstaaten über Rückstellungen und Abschreibungen im 
Zusammenhang mit uneinbringlichen Krediten führen. 

Während bei der Schuldenstrategie gegenüber den armen 
Entwicklungsländern vor allem die Regierungen der Industrieländer und f 
K?510Kai!r^marnzieruTor8anisationen geordert sind, müssen bei de* 
hochverschuldeten, fortgeschritteneren Ländern die Geschäftsbanken den 
entscheidenden Beitrag - durch Schuldenreduzierung und Vergabe neuer 
Kredite - leisten. Allerdings verlangt eine internationale Lösung die 
Mitwirkung der Geberregierungen und internationaler 
Hnanzierungsinstitutionen bei Zinsreduzierung und Zinsbesicherung im 
Kanmen einer fairen Lastenteilung. 

8. Zur Finanzierung des größer gewordenen Mittel bedarf s vieler Länder si«d ** 
Volumen der öffentlichen Entwicklungshilfe nachhaltig zu erhöhen und die 
Lasten der Entwicklungsfinanzierung gerechter zu verteilen. 

Der weltweite Bedarf an Entwicklungsfinanzierung ist gestiegen: 
- Die Zahl der absolut Armen in den Entwicklungsländern hat insbesondefe 

in Afrika und Sudasien zugenommen und rund 900 Millionen erreicht, 
trotz bemerkenswerter Wachstumserfolge in vielen Ländern 
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n Afrika südlich der Sahara ist das durchschnittliche 
J°-Kopf-Einkommen unter das Niveau von Anfang der 70er Jahre 

^gesunken. 
^le Gefährdung von Demokratisierungsprozessen in zahlreichen 

ntwicklungsländern — insbesondere in Lateinamerika — verlangt eine 
.l.arkere Unterstützung der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung 

du*er Länder. 
^ An ?n8esichts der Verschuldungskrise sind zusätzliche Mittel notwendig, die 

.^Entwicklungsländern wirtschaftliche Anpassung und deren soziale 
^Sicherung erleichtern. Die Funktionsfähigkeit der internationalen 
»nanzierungsinstitutionen, die eine Schlüsselrolle in diesem Prozeß 
plelen, muß durch entsprechende Mittelausstattung gesichert werden. 
le neuen Aufgaben der Entwicklungspolitik im Bereich der Erhaltung 
nserer natürlichen Lebensgrundlagen können ebenfalls nur durch 

p, Usätzliche Mittel finanziert werden. 
iw ^rn.°hung der öffentlichen Entwicklungshilfe ist auch deshalb 
Entwnd*8» weil die schwierige wirtschaftliche Lage der Mehrzahl der 
Qe   j^klungsländer ausländische Direktinvestitionen und Neu-Kredite von 
^ chäftsbanken erschwert. 
ein

e ^DU tritt deshalb für eine substantielle Steigerung der Entwicklungshilfe 
^tw-abei muß eine sicnere mittelfristige Perspektive für den Umfang der 
dje j^klungsfinanzierung erreicht werden. Auf dem 36. Bundesparteitag hat 
^ntw*      s*Cn ^ur emen kontinuierlichen Ausbau des Anteils der 
dje ^cklungshilfe am Bruttosozialprodukt ausgesprochen. Die CDU fordert 
W   ndesregierung auf, im Hinblick auf das 0,7-Prozent-Ziel einen 
Em,?plan zu beschließen, nach dem bis 1995 der Anteil der öffentlichen 
sie ;u

Icklungshilfe von derzeit 0,39 % auf 0,50 % erhöht wird. Außerdem soll 
Maßren Einfluß geltend machen, daß andere Gebernationen gleichgerichtete 

nahmen ergreifen. 

j     lr brauchen eine effizientere Flüchtlings- und Katastrophenhilfe. 
HUn7Unahme von Umweltkatastrophen, Erdbeben, Überschwemmungen, 
Uim ?ersnoten und wachsende Flüchtlingsströme fordern konsequentere Hilfe 
als a, besserte Koordination. Dabei kommt es sowohl auf schnelle Hilfe an 
&evr!iiCn auf richtige Weichenstellungen für neue Chancen der betroffenen 

0,kerung. 
13 
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Die Mittel fur humanitäre Katastrophen- und Flüchtlingshilfe sind 
aufzustocken und die Zuständigkeiten für diese Soforthilfe an 
Entwickungsländer und für die Entwicklungshilfe zusammenzufassen. 
Projekten, die Flüchtlingen und einheimischer Bevölkerung gleichermaßen 
zugute kommen, gebührt der Vorrang. International sind die 
M-uhwarnsysteme und die Abstimmung zu verbessern. 

Flüchtlingsströme sind nicht nur Folgen von Naturkatastrophen und 
Unterentwicklung, sondern auch von Menschenrechtsverletzungen, 
Unterdrückung Kneg und Bürgerkrieg. Deshalb muß der Politikdialog 
F uchtursachen beseitigen helfen. Die Nachbarregionen der 
Fluchtursprungsländer benötigen Unterstützung. Kinder und jugendliche 
Flüchtlinge sollen - auch bei uns - die Chance zu Bildung und Ausbil^f 
erhalten: fur den Fall der Rückkehr, der Weiterwanderung und den Einsatz"1 

Entwicklungsländern als Entwicklungshelfer - Optionen, die neben dem 
Asyl vermehrt beachtet werden müssen. 

10. Die neuen entwicklungspolitischen Herausforderungen machen neue for** 
der Zusammenarbeit notwendig. 

Die schwieriger gewordene Lage insbesondere in den ärmeren 
hochverschuldeten Entwicklungsländern fordert neue Wege und flexibleres 
Vorgehen in der Entwicklungszusammenarbeit. 
Neben der Förderung der Kernaufgaben des Staates ist es erforderlich, das 
vorhandene Instrumentarium zu verbessern oder neue Instrumente zu 
entwickeln um direkt die Privatinitiative, aber auch den informellen Sektor 
und die Selbsthilfegruppen fördern zu können. Mit der örtlichen Regierung 
ist vorweg Einvernehmen herzustellen, um den notwendigen Freiraum Mel 

solches Vorgehen zu erhalten. 

Die Instrumente der finanziellen, technischen, personellen, kulturellen und 
ökologischen Zusammenarbeit sollten stärker zusammengebunden und 
international abgestimmt werden. 

Im Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit sollte die Bildung 
entwicklungsfördernder Strukturen - z. B. Beratung und Ausbildung in 
Bereichen wie Finanz- und Bankwesen, Steuersystem, Sozialgesetzgebung, 
Arbeitsrecht usw. — verstärkt gefördert werden. 

In ärmeren Ländern, in denen Partnerleistungen nicht mehr möglich sind, 
sollten verstärkt Programmhilfe zur Erhaltung lebenswichtiger 
wirtschaftlicher und sozialer Grundstrukturen geleistet und 
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länj
esw.ährungskosten von deutscher Seite übernommen werden. Für solche 

fortg er s*nd vermehrt Zuschüsse zu leisten, Kredite sollten nur in 
ein£escnrittenen Ländern oder aber für unmittelbar rentable Vorhaben 
,n8esetzt werden. 

11 LänH 
^tw• ?ern' die UDer eigene qualifizierte Fachkräfte verfügen, sollten bei der 
Wer(j

lc^Ungszusammenarbeit verstärkt einheimische Experten eingesetzt 

auf r ^ahmenplanung sind ausreichende Reserven vorzusehen, um schnell 
8e|weue Situationen reagieren zu können, wenn dies politisch und sachlich 

ten ist. 

Koofj^.^'^samere Entwickungszusammenarbeit und ihre bessere 
jj.     "u'erung verlangen eine stärkere Präsenz vor Ort. 
beSs  

nterschiedlichkeit der Entwicklungsländer, die Notwendigkeit zur 
\vaCLren Berücksichtigung der örtlichen Rahmenbedingungen sowie die 
insbjjSenc*e Notwendigkeit einer wirksamen Geberkoordinierung vor Ort — 
fiinjj

0ndere bei Strukturanpassungsmaßnahmen — fordern eine 
EtittyJ^gerechte und angemessene Präsenz der bundesdeutschen 
jy   lcJclungshilfe in wichtigen Partnerländern. 
^rtnnt^c^ungspolitische Aufgabe umfaßt den kontinuierlichen 
Rahm    0ntakt> einen Politikdialog in konkreter Kenntnis der 
^ü$w ^Bedingungen un(j Entwicklungssituation sowie Mitwirkung bei der 
Absti      kedarfsorientierter Projekte und Programme und deren laufende 
Und e

mi?Un8 im Geberkreis. In geeigneten Fällen (informeller Sektor, kleinere 
EntScj"8?nzende Maßnahmen usw.) sollten der Handlungsspielraum und die 
£     neidungsfähigkeit vor Ort ausgeweitet werden. 
Hint 

Ver°esserte Präsenz vor Ort muß sich auch um bessere 
nicJjt 

r^rundinformationen und um die Kenntnis von fähigen staatlichen und 
einhei

St^atlichen Partnern kümmern und Zugang zu kompetenten 
tischen Fachkräften erschließen. 

^ruki°     e Herausforderungen sowie die Unterstützung von nationalen 
Ko0rd.Anpassungen können sachgerecht nur durch eine verbesserte 
ge|e:"lnat'on und Organisation der multilateralen Entwicklungszusammenarbeit 
Die

,st« werden. 
ntw^Ui!iiIatera,en Institutionen leisten einen unverzichtbaren Beitrag zur 

cklungszusammenarbeit. Angesichts der wachsenden globalen 
^ 15 
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Entwicklungsaufgaben und des Zwanges zu mehr Koordinierung wird ihre 
Bedeutung noch zunehmen. Um so wichtiger ist es, ihre Effizienz zu sicher11 

und zu erhöhen. 

Gegenwärtig gibt es eine Vielzahl von Institutionen im UN-Bereich, die mjt 

Entwicklungsaufgaben befaßt sind. Sie sind zum Teil aufgrund aktueller 
Notwendigkeiten und politischer Konstellationen entstanden. 
Die multilateralen Institutionen auf UN-Ebene, der europäischen 
Entwicklungspolitik und die bilateralen Geber leisten häufig in denselben 
Bereichen nebeneinander Entwicklungshilfe. Internationale Institutionen 
stehen bei der Finanzierung oft in Konkurrenz um die knappen 
Haushaltsmittel. 

Eine politische Reform gewachsener internationaler Strukturen ist 
naturgemäß schwierig und eine langfristige Aufgabe. Im Interesse der 
fcttizienz der Entwicklungszusammenarbeit fordern wir dennoch die 
Bundesregierung auf, in Zusammenarbeit mit anderen Regierungen diese 
Reform in Angriff zu nehmen. 

Überbürokratisierung, Doppelarbeit und Leerlauf müssen soweit wie mö$f 
abgebaut werden. Eine sinnvolle Arbeitsteilung zwischen multilateralen un« 
bilateralen Gebern sollte angestrebt werden. 
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